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Die VO über Aufgaben, Rechte und Pflichten der volkseigenen Betriebe,
Kombinate und WB — ein wichtiges Instrument
zur einheitlichen staatlichen Leitung der sozialistischen Volkswirtschaft
Mit der am l.Mai 1973 in Kraft getretenen VO über 
Aufgaben, Rechte und Pflichten der volkseigenen Be­
triebe, Kombinate und WB vom 28. März 1973 (GBl. I 
S. 129) wird der vom VIII. Parteitag der SED gewiesene 
Weg, „die zentrale staatliche Leitung und Planung zu 
qualifizieren und sie mit der wachsenden schöpferi­
schen Aktivität der Werktätigen auf allen Gebieten 
wirksamer zu verbinden“/l/, konsequent weiter­
geführt.
Übereinstimmend mit den Grundsätzen des Gesetzes 
über den Ministerrat der DDR vom 16. Oktober 1972 
(GBl. I S. 253)/2/ und des Entwurfs des Gesetzes über 
die örtlichen Volksvertretungen und ihre Organe/3/, 
werden mit dieser Verordnung Stellung und Verant­
wortung der volkseigenen Betriebe, der Kombinate und 
der Vereinigungen Volkseigener Betriebe als wichtige 
Bestandteile der einheitlichen sozialistischen Volks­
wirtschaft der DDR rechtsverbindlich festgelegt und 
wesentliche Prinzipien der staatlichen Leitung und Pla­
nung gesetzlich verankert.

Konsequente Durchsetzung 
des demokratischen Zentralismus
Die Verordnung geht ebenso wie das Gesetz über den 
Ministerrat und der Entwurf des Gesetzes über die 
örtlichen Volksvertretungen und ihre Organe, mit de­
nen sie sich zu einem einheitlichen, abgestimmten Ge­
setzeswerk zusammenfügt, von der wachsenden Rolle 
des sozialistischen Staates beim Aufbau der entwickel­
ten sozialistischen Gesellschaft aus und zielt darauf ab, 
den demokratischen Zentralismus in der staatlichen Lei­
tung der sozialistischen Volkswirtschaft entsprechend 
den konkreten Erfordernissen konsequent durchzuset- 
zen./4/ Deshalb heißt es in § 1 Abs. 2, daß die volks­
eigenen Betriebe, Kombinate und WB ihre Aufgaben 
im Aufträge des sozialistischen Staates und in Verwirk­
lichung der Beschlüsse der Partei der Arbeiterklasse,

Jll ■ Vgl. Honecker. Bericht des Zentralkomitees an den 
vm. Parteitag der SED, Berlin 1971, S. 64.
12/ Vgl. dazu Petzold, „Das Gesetz über den Ministerrat der 
DDR — ein bedeutsamer Schritt zur Festigung der sozialisti­
schen Staatsmacht und zur Vervollkommnung der staatlichen 
Leitung“, NJ 1972 S. 659 ff.
13/ Der Entwurf ist veröffentlicht in: Sozialistische Demokratie 
vom 20. Dezember 1972 und Die Wirtschaft vom 21. Dezember 
1972. Vgl. dazu Petzold, „Zum Entwurf des Gesetzes über die 
örtlichen Volksvertretungen und ihre Organe“, NJ 1973 S. 103 ff. 
/4/ VgL dazu auch Heuer, „Weiterentwicklung des demokrati­
schen Zentralismus — Zur Zielsetzung der Verordnung über 
die Aufgaben, Rechte und Pflichten der VEB. Kombinate und 
WB Wirtschaftsrecht 1973, Heft 2, S. 61 ff.

der Gesetze und anderer Rechtsvorschriften erfüllen. 
Ihre Tätigkeit ist darauf gerichtet, einen maximalen 
Beitrag zur Erhöhung des materiellen und kulturellen 
Lebensniveaus des Volkes auf der Grundlage eines 
hohen Entwicklungstempos der sozialistischen Produk­
tion, der Erhöhung der Effektivität, des wissenschaft­
lich-technischen Fortschritts und des Wachstums der 
Arbeitsproduktivität zu leisten. Ebenso wie mit dem 
Gesetz über den Ministerrat (§ 1 Abs. 2) und dem Ent­
wurf des Gesetzes über die örtlichen Volksvertretungen 
und ihre Organe (§2 Abs. 1) wird damit die Verwirk­
lichung der vom VIII. Parteitag der SED beschlossenen 
Hauptaufgabe in den Mittelpunkt der staatlichen Lei­
tung und der Wirtschaftstätigkeit der Betriebe, Kom­
binate und WB gerückt. Hier und an anderen Eck­
punkten findet die gemeinsame Grundposition der drei 
Gesetzeswerke ihren konkreten Niederschlag. Das geht 
bis zu gleichlautenden oder ähnlichen Formulierun­
gen.
Die Verordnung bestimmt den Anteil, den die Be­
triebe, Kombinate und WB zur Verwirklichung der 
Hauptaufgabe zu leisten haben, und legt dementspre­
chend die Grundrichtung für deren Wirtschaftstätigkeit 
fest. Danach besteht die Verantwortung der Betriebe, 
Kombinate und WB vor allem darin,
— eine bedarfs- und vertragsgerechte Produktion zu 

organisieren, eine hohe Qualität und Zuverlässig­
keit der Erzeugnisse sowie ihre moderne Formgestal­
tung und Schutzgüte bei niedrigsten Kosten zu 
sichern (§ 3 Abs. 1);

— die ständige Steigerung der Arbeitsproduktivität 
durch die Intensivierung der gesellschaftlichen Pro­
duktion, insbesondere durch die sozialistische Ratio­
nalisierung und die Anwendung der Grundsätze der 
wissenschaftlichen Arbeitsorganisation zu gewähr­
leisten und die Maßnahmen der Rationalisierung 
mit der weiteren Verbesserung der Arbeit«- und 
Lebensbedingungen der Werktätigen zu verbinden 
(§3 Abs. 1);

— planmäßig den notwendigen wissenschaftlich-tech­
nischen Vorlauf zu schaffen, die Ergebnisse des wis­
senschaftlich-technischen Fortschritts umfassend an­
zuwenden, die Kosten der Produktion zu senken und 
volkswirtschaftliche Reserven durch die ökonomische 
Materialausnutzung und die effektive Gestaltung 
der Materialstruktur sowie die Nutzung der Grund­
fonds und Ausrüstungen zu erschließen (§ 3 Abs. 2);
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